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Es ist mir klar, dass die verfassungsrechtliche Flurbereinigung, die
vor einem vorbehaltlosen Beitritt der Schweiz zur europäischen Men-
schenrechtskonvention vorzunehmen sein wird, eine politisch ausseror-
dentlich heikle Aufgabe darstellt, geht es doch viel weniger um die
Durchsetzung verstandesmässiger, logisch fundierter Erkenntnisse, als

um den Abbau von tief verwurzelten Ressentiments. Ich bin auch über-
zeugt, dass jedes Bemühen um eine umfassende Bereinigung der Bundes-
Verfassung nutzlos verpuffen wird, solange nicht die erwähnten ver-
fassungsrechtlichen Fragen, eine nach der andern, gelöst werden. Ander-
seits wird es sich die Schweiz kaum leisten können, Unterzeichnung und
Ratifikation der Menschenrechtskonvention auf den Sankt-Nimmerleins-
tag zu verschieben. Es muss deshalb eine intensive und andauernde Auf-
klärung des Schweizervolkes in die Wege geleitet werden. Der von der
Motion verlangte Bericht des Bundesrates müsste zur Basis dieser Auf-
klärungskampagne werden und die später unweigerlich folgenden Volks-
entscheidungen vorbereiten helfen. Ich bin allerdings der Meinung, dass
es noch längere Zeit dauern wird, bis die öffentliche Meinung in ihrer
Mehrheit zur Vornahme der im Grunde längst fälligen verfassungsrecht-
liehen Operationen bereit sein wird. Es dürfte sich deshalb die Frage
stellen, und sie sollte ernsthaft überlegt werden, ob nicht ein Beitritt
der Schweiz zur Menschenrechtskonvention unter Anrufung von Art. 64
mit Vorbehalten möglich wäre. „Jeder Staat kann", sagt der erwähnte
Artikel, „bei Unterzeichnung dieser Konvention oder bei Hinterlegung
seiner Ratifikationsurkunde bezüglich bestimmter Vorschriften der Kon-
vention einen Vorbehalt machen, soweit ein zu dieser Zeit in seinem
Gebiete geltendes Gesetz nicht mit der betreffenden Vorschrift überein-
stimmt. Ich möchte den Bundesrat bitten, auch diese Möglichkeit für eine
vorläufige Lösung zu prüfen, und ich ersuche Sie, der Motion zuzu-
stimmen.

Fwi/eim lier Soiwizer.re.M'zow

Schweizerische Vorbehalte zur europäischen
Menschenrechtskonvention

Der Zentralvorstand des Schweizerischen Verbandes für Frauen-
Stimmrecht hat mit grossem Interesse die Beratungen im Nationalrat
über die Motion Eggenberger verfolgt, welche vom Bundesrat Bericht-
erstattung verlangt über die rechtlichen Voraussetzungen zur Ratifi-
kation der Europäischen Menschenrechtskonvention.

Gestützt auf die klar ausgesprochene Ansicht anlässlich der Dele-
giertenversammlung des Schweizerischen Verbandes für Frauenstimm-
recht vom 14. Mai 1966 protestiert der Zentralvorstand gegen das Vor-
haben, die Ratifikation mit Vorbehalt bezüglich des Frauenstimmrechts
in die Wege zu leiten. F. 5.
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